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Von der Wiedervereinigung Deutschlands 
zur neuen Spaltung Europas
Gedanken zu Willy Wimmers Buch ›Die Akte Moskau‹

Als sich im Jahre 1989 die Möglichkeit ergab, 
die Wiedervereinigung der beiden deutschen 
Staaten zu erreichen, war für viele deutsche Po-
litiker damit auch die moralische Aufgabe ver-
bunden, ein neues, friedvolles Verhältnis zu den 
Staaten des ehemaligen Ostblocks einschließ-
lich der Sowjetunion herzustellen. Die Gestal-
tung des »gemeinsamen Hauses Europa«, von 
dem Michail Gorbatschow damals sprach, wur-
de ihnen zum Herzensanliegen. Dabei war man 
sich bewusst, dass die Sowjetunion auf keinen 
Fall als Verlierer des Kalten Krieges behandelt 
werden durfte, sondern dass die Neuordnung 
der europäischen Verhältnisse für dieses Land, 
das im Zweiten Weltkrieg so viel Leid durch 
Deutschland erfahren hatte, ohne Gesichtsver-
lust möglich sein müsse. Insbesondere wollte 
man es wirtschaftlich stabilisieren, da dies als 
eine zentrale Grundlage für ein friedvolles Zu-
sammenwirken betrachtet wurde. Es kam aber 
ganz anders als erhofft. Russland gilt heute in 
der öffentlichen Meinung als Unruhestifter, der 
völkerrechtswidrig die Krim annektiert hat, im 
Donbass verdeckte Kriegsführung gegen die 
Ukraine betreibt und jederzeit auch das Balti-
kum zurückerobern könnte. Und sein Präsident 
Wladimir Putin gilt als ein Machtpolitiker, der 
den Untergang der Sowjetunion bedauert und 
Russland seine alte Weltmachtstellung zurück-
geben möchte. 
Willy Wimmer, ehemals Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundesministerium der Ver-
teidigung und später Vizepräsident der Parla-

mentarischen Versammlung der OSZE, ent-
wickelt in seinen nun vorgelegten politischen 
Erinnerungen1 eine andere Sicht der Dinge. Er 
versteht die Politik Putins als Reaktion auf die 
Politik des Westens, insbesondere der USA, in 
der spätestens seit 1991 jene politischen Kräfte 
die Oberhand gewonnen hätten, die kein In-
teresse daran haben, dass zwischen der EU –  
genau betrachtet vor allem Deutschland – und 
Russland zu enge wirtschaftliche Beziehungen 
entstehen können, und die deshalb dafür ge-
sorgt hätten, dass ein neues Feindbild Russland 
geschaffen wurde. Wimmer nennt sein Buch 
aus diesem Grunde ›Die Akte Moskau‹. Denn 
egal was Russland macht, es werde immer ne-
gativ ausgelegt und in einer imaginären »Akte 
Moskau« abgelegt, und jeder, der ein differen-
zierteres Bild der Sachlage zeichnen wolle, wer-
de in den sogenannten Leitmedien und in der 
Politik ausgegrenzt. Willy Wimmer gilt denn 
auch innerhalb seiner Partei, der CDU, mittler-
weile als Störenfried.2 
Schon gegen Ende seiner Zeit als Bundestagsab-
geordneter (1976-2009) ließ die Parteiführung 
ihn wegen seiner Auffassung zum Kosovokrieg 
nicht mehr im Plenum reden. Dabei empfin-
det der überzeugte Katholik, wie er an ver-
schiedenen Stellen betont, seine Position als in 
vollkommenem Einklang mit der des Heiligen 
Stuhls. Dass innerhalb der Christlich-Demokra-
tischen Union sowohl die Meinung des Papstes 
keine Bedeutung mehr hat als auch ein breites 
Spektrum der Bevölkerung kein Gehör mehr 
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findet, ist für ihn ein Zeichen der Degeneration 
seiner Partei, die sich in den letzten 25 Jahren 
vollzogen habe. Da das Vertrauen der Bevölke-
rung gegenüber den Leitmedien derzeit stark 
abnimmt, bedient sich Wimmer immer mehr 
alternativer Medien, namentlich des YouTube-
Kanals von Ken Jebsen3 und des russischen 
Auslandssenders RT Deutsch4. Für Menschen, 
die nicht bereit sind, in Positionen verstehend 
einzutauchen, die sie nicht selbst vertreten, ist 
er damit als »russlandfreundlicher Verschwö-
rungstheoretiker« abgestempelt. Dabei sind 
seine politischen Erinnerungen durchaus ein 
wichtiges Dokument der Zeitgeschichte, denn 
sie geben, da Wimmer zwischen 1988 und 
1992 unmittelbaren Kontakt zu maßgeblichen 
Entscheidungsträgern der Weltpolitik hatte, ei-
nen interessanten Einblick in die Hintergründe, 
Konflikte und Motivationen der Regierung Kohl 
während der Wiedervereinigung. Sie beleuch-
ten zudem auch einige merkwürdige Pirouet-
ten der amerikanischen Politik gegenüber der 
damaligen Bundesregierung.

Die geplante Wiedervereinigung

Bis 1989 wurde in der westlichen Öffentlich-
keit ein Bild der Sowjetunion gezeichnet, das 
den Eindruck erweckte, als ob dieser Staat be-
reit sei, jede Schwäche des Westens sofort zu 
einer militärischen Intervention auszunutzen, 
um Westeuropa unter seine Vorherrschaft zu 
bringen. Damit wurde eine massive atoma-
re Aufrüstung gerechtfertigt. Wie verwundert 
musste Wimmer sein, als ihm im Frühsommer 
1988 bei einem Besuch der ›Arbeitsgruppe Ver-
teidigung‹ der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im 
CIA-Hauptquartier in Langley eröffnet wurde, 
dass die Sowjetunion seit dem Ende des zwei-
ten Weltkrieges in ihrer Rüstungspolitik rein de-
fensive Absichten verfolgt habe: »Die bisherige 
Strategie des Warschauer Paktes sei letztlich 
nur die Reaktion auf die Angriffe von Napo-
leon und Hitler, mit Aggression habe das alles 
gar nichts zu tun.«5  Dennoch wurde die alle 
zwei Jahre stattfindende NATO-Übung Wintex/
Cimex im Frühjahr 1989 noch unter der An-
nahme durchgeführt, dass der Warschauer Pakt 

mit konventionellen Truppen Westeuropa über-
rennen würde und deshalb mit einem atoma-
ren Erstschlag von Seiten des Westens reagiert 
werden müsse. Wimmer, der bei dieser Übung 
die Funktion eines »übenden Verteidigungsmi-
nisters« innehatte, sollte einem Plan des NATO-
Hauptquartiers zustimmen, bei dem Potsdam 
und Dresden als Ziele des nuklearen Verteidi-
gungsschlages angegeben wurden. Da er kein 
Verständnis dafür aufbringen konnte, dass 
deutsche Offiziere bedenkenlos deutsche Städte 
als atomare Ziele empfehlen, verweigerte er die 
Zustimmung und informierte Bundeskanzler 
Kohl darüber. Dieser lies daraufhin diesen Teil 
der Übung abbrechen.6 Bei den Amerikanern 
schien dieses Verhalten nicht auf Verärgerung 
zu stoßen.7 Im Gegenteil: Wimmers Charakter-
stärke empfahl ihn vielmehr für diffizile Auf-
gaben bei der anstehenden Wiedervereinigung 
Deutschlands.
Diese Wiedervereinigung kam längst nicht so 
überraschend, wie es in der öffentlichen Dar-
stellung den Anschein hatte. Führende rus-
sische Politiker wussten sehr wohl, dass die 
Staaten des Warschauer Paktes mit der von Mi-
chael Gorbatschow 1986 eingeleiteten Perestro-
ika nach mehr Eigenständigkeit streben würden 
und damit auch die DDR als ein von Moskau 
abhängiger Satellitenstaat nicht mehr zu hal-
ten war.8 Zugleich war die Zusammenarbeit der 
Sowjetunion mit den USA schon 1988 wesent-
lich enger, als dies nach außen hin vermittelt 
wurde. Wimmer erfuhr nach seinem Treffen im 
CIA-Hauptquartier bei einem anschließenden 
Besuch im Weißen Haus, dass die US-Ame-
rikaner gemeinsam mit den Sowjets an einer 
neuen, zeitgemäßen sowjetischen Verfassung 
arbeiteten, die dem internationalen Niveau ent-
sprechende bürgerliche Rechte, einschließlich 
Rede- und Glaubensfreiheit, enthalten sollte.9 
Die Weltmächte planten somit längst für die 
Zeit nach dem kalten Krieg. Eine baldige Wie-
dervereinigung der beiden deutschen Staaten 
stand somit auf der Tagesordnung, noch bevor 
deren Führungspersonal davon etwas wusste. 
Die Frage war eigentlich nur, wie diese um-
gesetzt werden konnte. Dass die DDR-Führung 
davon nichts wissen wollte, war von vornherein 
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klar. Doch war ebenso klar, dass diese Führung 
durch eine immer unzufriedenere Bevölkerung 
derart unter Druck gesetzt werden konnte, dass 
sie ohne den Rückhalt der sowjetischen Regie-
rung10 nicht länger standhalten würde. 
Es war allerdings nicht auszuschließen, dass 
sich sowohl in der Bundesrepublik als auch in 
der DDR die Kräfte durchsetzen würden, die auf 
eine langsame Anpassung der DDR-Wirtschaft 
und damit auf das Konzept zweier eng zusam-
menarbeitender deutscher Staaten setzten. 
Wimmer und Kohl wollten davon, im Gegen-
satz zu einem Kreis um den damaligen Gene-
ralsekretär Heiner Geißler, nichts wissen.11 Aber 
auch Lothar de Maizière, der erste demokra-
tisch gewählte Ministerpräsident der DDR, und 
sein Minister für Abrüstung und Verteidigung 
Rainer Eppelmann hatten es mit der Wieder-
vereinigung nicht eilig. Sie vertraten mit vielen 
DDR-Bürgern die Auffassung, dass allein ihrem 
Engagement die innerdeutsche Entwicklung zu-
zuschreiben sei. Sie konnten auch nicht ahnen, 
dass schon im Juni 1989, also mehrere Monate 
vor den Montagsdemonstrationen, Absprachen 
zur Zukunft Deutschlands zwischen Kohl und  
Gorbatschow stattgefunden hatten.12 Sowohl 
die USA als auch die Sowjetunion setzten so-
mit für das anstehende Projekt Wiedervereini-

gung auf die Regierung Kohl. Die Sowjetunion 
konnte auf einen fairen Verhandlungspartner 
vertrauen, während die USA offenbar darauf 
spekulierte, dass die moralische Integrität der 
Regierung Kohl bei den Verhandlungen mit den 
Sowjets die Tür für eine neue Entwicklung im 
Osten weit aufstoßen würde. 

Bausteine für ein friedliches Europa 

Von einer »moralischen Integrität« der Regie-
rung Kohl zu sprechen, wird vermutlich bei 
manchem Beobachtern Stirnrunzeln hervorru-
fen. Kohl war ein Machttaktiker, der es – wie die 
Schwarzgeldaffäre zeigte – auch mit der Geset-
zestreue nicht sehr genau nahm, wenn es sei-
nen Zielen diente. Dennoch repräsentierte seine 
Regierung Werte, auf die die amerikanischen 
Strategen in dieser Phase setzen konnten. Ein 
zentraler Wert war es, ein friedliches und ein-
vernehmlich zusammenarbeitendes Europa zu 
schaffen,13 welches auf Basis der Idee der sozi-
alen Marktwirtschaft eine dem westlichen Kapi-
talismus moralisch überlegene Wirtschaftsform 
entwickeln sollte. Michel Albert, der Erfinder 
des Terminus »Rheinischer Kapitalismus« und 
ein Bewunderer der Kohlschen Politik, hat die
se Idee in seinem 1991 erschienen Buch ›Ka-
pitalismus contra Kapitalismus‹ dargelegt. Im 
Hintergrund dieser Idee steht ein katholisches 
Weltbild, dem sich auch Wimmer ganz verbun-
den fühlt. Seine Begegnung mit dem Papst Jo-
hannes Paul II, die er am Ende seines Buches 
schildert, erscheint daher als ein persönlicher 
Höhepunkt seines Bestrebens, für einen Aus-
gleich zwischen West und Ost zu wirken. Die 
Möglichkeit, an der Wiedervereinigung der 
beiden Teile Deutschlands und damit verbun-
den an dem »gemeinsamen Haus Europa« mit-
wirken zu können, war dementsprechend die 
große Chance seines Lebens. 
Seine konkrete Aufgabe, zwei bis dahin sich 
feindlich gegenüberstehende Armeen zusam-
menzuführen (NVA und Bundeswehr) und für 
einen gesichtswahrenden Abzug der sowje-
tischen Armee aus Ostdeutschland zu sorgen, 
konnte er mit Bravour lösen, weil er immer auf 
die konkreten menschlichen Verhältnisse und 

Willy Wimmer (rechts) mit Ronald Reagan
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niemals auf Ideologien setzte. Dabei lernte er 
höchste Vertreter des amerikanischen und so-
wjetischen Militärs wie den ehemaligen Gene-
ralstabschef der sowjetischen Streitkräfte Ser-
geij F. Achromejev und den Generalstabschef 
im Pentagon Admiral Willam J. Crowe von ihrer 
menschlichen Seite kennen und schätzen. Er 
weiß daher aus Erfahrung, dass es zunächst 
Ideologien sind, die Systeme begründen, in die 
dann aber Menschen hineingestellt werden. 
Diese Systeme machen auch solche Menschen 
zu Feinden, die persönlich gar keine bösen Ab-
sichten gegeneinander hegen. 

Strategische Neuausrichtung der USA

Die Zeiten einer engen und vertrauensvollen 
Abstimmung zwischen Washington und Bonn 
sollten allerdings nur von kurzer Dauer sein. 
Wimmer berichtet, wie schon während der 
Wiener Abrüstungskonferenz von 1991 ein 
amerikanischer Diplomat ihm erklärte, dass die 
USA jetzt ihre eigenen Wege gehen würden. 
Bereits 1989 hatte die USA angekündigt, dass 
ihre Stardiplomaten Paul Nitze und Fred Ikle 
in verschiedenen Studienkomplexen der Frage 
nachgehen würden, wie sich die Welt nach dem 
Kalten Krieg entwickeln werde, um auf dieser 
Grundlage angemessene Strategien entwickeln 
zu können. Dem deutschen Partner gewährte 
man allerdings nur in zwei der vermutlich mehr 
als zehn Studienkomplexe Einsicht, was Wim-
mer nicht gerade als Vertrauensbeweis wertete.14 
Allerdings hätte ihm auch der nie aufgeklärte 
Mord an dem Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank Alfred Herrhausen zwei Wochen nach 
dem Mauerfall zu denken geben können. Hel-
mut Kohl wurde damit nicht nur einer seiner 
kompetentesten Gesprächspartner zu den anste-
henden Wirtschaftsfragen genommen, sondern 
Herrhausen selbst arbeitete an Ideen zur wirt-
schaftlichen Entwicklung Osteuropas, welche er 
mit dem Potenzial der damals sehr gut aufge-
stellten Deutschen Bank auch hätte umsetzen 
können. Doch genau eine solche Entwicklung 
war nicht im Interesse der nun einzigen Welt-
macht USA, wie Wimmer in seiner langjährigen 
politischen Praxis konkret erfahren musste.

Natürlich erwähnt er auch die Äußerung des 
STRATFOR-Chefs George Friedman aus dem 
Jahr 2015, »dass es seit der Gründung des Deut-
schen Reiches im Jahre 1871 Ziel der amerika-
nischen Politik gewesen sei, eine gedeihliche 
und gutnachbarliche Zusammenarbeit zwi-
schen Russland und Deutschland nachhaltig zu 
hintertreiben«15. Nach 1989 drohte sich ein von 
Deutschland und Frankreich dominiertes Euro-
pa zu entwickeln, welches eine wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit Osteuropa, insbesondere 
mit Russland, anstrebte und dadurch zu einem 
ernst zu nehmenden Nebenbuhler heranzu-
wachsen drohte. Der amerikanische Geostrate-
ge Zbigniew Brzezinski legte in seinem 1997 
erschienen Buch ›The Grand Chessboard. Ame-
rican Primary and Its Geostrategic Imperatives‹ 
dar, dass die USA das Aufkommen einer auf dem 
eurasischen Kontinent dominierenden Macht 
verhindern müssten, wenn sie ihre Vorrangstel-
lung behalten wollen. Er stützte sich dabei auf 
die von dem britischen Geografen Halford Ma-
ckinder entwickelte Herzlandtheorie, die dieser 
in dem berühmten Ausspruch zusammenfasste: 
»Wer über Osteuropa herrscht, beherrscht das 
Herzland. Wer über das Herzland herrscht, be-
herrscht die Weltinsel. Wer über die Weltinsel 
herrscht, beherrscht die Welt.«16 Wimmer be-
richtet, wie Ende 1992 Frank Elbe, damals ein 
enger Vertraute von Hans Dietrich-Genscher, in 
einer großen deutschen Tageszeitung Überle-
gungen ausführte, die er als »politisches Ver-
mächtnis« des scheidenden Außenministers be-
trachtete. Die künftigen Beziehungen zwischen 
Washington und Brüssel sollten vom »Prinzip 
der gleichen Augenhöhe« bestimmt werden. 
Damit wäre die gemeinsame transatlantische 
Politik auf eine andere wirtschafts- und sicher-
heitspolitische Grundlage gestellt worden. Wie 
wenig dieses erwünscht war, zeigte sich daran, 
dass Elbe noch am gleichen Abend von dem 
neuen Außenminister Klaus Kinkel aus seiner 
Beraterfunktion entlassen wurde.17  
Am 15. März 1991 war der Zwei-plus-Vier-Ver-
trag bzw. der ›Vertrag über die abschließende 
Regelung in Bezug auf Deutschland‹ in Kraft 
getreten, der am 12. September 1990 – also 
kurz vor der staatlichen Wiedervereinigung am 
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3. Oktober 1990 – in Moskau ratifiziert worden 
war. Dieser Vertrag, der als Meisterstück der 
Diplomatie angesehen wird, führte zur Wie-
derherstellung der deutschen Einheit und, wie 
es in Artikel 7.2 heißt, zur Wiedererlangung 
der vollen Souveränität Deutschlands über 
seine inneren und äußeren Angelegenheiten. 
Die heikelste Frage bei der Verhandlung dieses 
Vertrages war, wie Russland seine Truppen aus 
Ostdeutschland abziehen konnte, ohne dabei, 
wenn Deutschland weiterhin in der NATO ver-
blieb, als Verlierer dazustehen. Laut Wimmer 
wurde dies nur möglich, weil es – zumindest 
bei deutschen Politikern – allgemeiner Konsens 
war, dass die NATO sich in Zukunft nicht nach 
Osten erweitern dürfe. Außenminister Gen-
scher und viele SPD-Politiker gingen sogar zeit-
weilig davon aus, dass ein wiedervereinigtes 
Deutschland nur möglich sei, wenn es auf eine 
Mitgliedschaft in der NATO verzichtete. 
Wimmer hingegen sah die NATO-Mitglied-
schaft als notwendig an, wollte aber vertraglich 
ausschließen lassen, dass auf dem ehemaligen 
Territorium der DDR NATO-Truppen stationiert 
werden dürfen. Die Sowjetunion akzeptierte 
schließlich die Einbindung des wiedervereini-
gten Deutschlands in die NATO, weil deutlich 
gemacht werden konnte, dass dies auch in ih-
rem eigenen Interesse sei.18 Auf der anderen 
Seite sollte der Sowjetunion klar vermittelt 
werden, dass der Westen keine Vorteile aus 
der Entwicklung ziehen werde, vor allem aber, 
dass keine Ostausdehnung der NATO stattfin-
de. Wimmer betont, dass diese Verhandlungs-
position der Bundesregierung maßgeblich von 
seinem Mitarbeiter Walter Breil und ihm im 
Verteidigungsministerium erarbeitet worden 
sei. Sie stand damals im Einklang mit der allge-
meinen politischen Linie, hatte doch Präsident 
George H. W. Bush im Mai 1989 deutlich ge-
macht, dass »die Sowjets wissen sollten, dass 
unser Ziel nicht darin besteht, ihre legitimen 
Sicherheitsinteressen zu untergraben«.19

Unmittelbar nach Inkrafttreten des Vertrages 
traten Entwicklungen ein, die diese Position zur 
Farce werden ließen. Im Osten wurde Michail 
Gorbatschow im August 1991 nach einem ge-
scheiterten Putsch faktisch durch Boris Jelzin 

entmachtet, was zum Zerfall der Sowjetunion 
führte. Schon am 21. September 1990, also kurz 
nach der Ratifizierung des Zwei-plus-Vier-Ver-
trages in Moskau, hatte George H. W. Bush im 
Zusammenhang mit dem 1. Irakkrieg von ei-
ner »neuen Weltordnung« gesprochen. Im März 
1992 wurde dann Gerhard Stoltenberg von 
Volker Rühe als Verteidigungsminister abge-
löst. Auch Willy Wimmer musste sein Amt als 
Parlamentarischer Staatsekretär abgeben. Von 
nun an wehte ein anderer Wind: »Washington 
suchte die Vormacht der NATO durch eine Er-
weiterung in östlicher Richtung bis an die rus-
sische Grenze zu erringen.«20 Der »Atlantiker« 
Rühe setzte als neuer Verteidigungsminister die 
amerikanischen Vorstellungen gehorsam um. 
Osteuropa wurde einer neoliberalen Schock-
therapie unterzogen und gelangte immer mehr 
unter amerikanischen Einfluss. Parallel dazu 
bauten die Europäer weiterhin an einer eigen-
ständigen europäischen Friedensordnung auf 
der Grundlage der sozialen Marktwirtschaft. 
Von amerikanischer Seite wurde Wimmer zu 
verstehen gegeben, dass man auch diese als 
eine Form des Kommunismus betrachte.21

Europäische Friedensordnung

Ungeachtet dessen versuchten die Europäer, 
weitere Grundlagen für ein friedliches Europa 
zu schaffen. Schon im November 1990 wur-
de in Paris die ›Charta für ein neues Europa‹ 
von allen 35 Staats- und Regierungschefs der 
KSZE-Staaten unterschrieben, deren erklärtes 
gemeinsames Ziel »eine gesamteuropäische 
Friedens- und Sicherheitsordnung« war, die 
sich »von Vancouver bis Wladiwostok« erstre-
cken sollte.22 Die Schaffung der Europäischen 
Union durch die Maastrichter Verträge von 
1992 mit der darin beschlossenen Europäischen 
Währungsunion wurde gerade von katholischer 
Seite immer als ein zentrales Element einer eu-
ropäischen Friedensordnung betrachtet. Aller-
dings flossen in dieses Projekt so viele Impulse 
und politische Ziele aus unterschiedlichen Gei-
stesströmungen ein, dass das Ergebnis niemand 
wirklich befriedigte. Dennoch glaubt Wimmer, 
dass mit dem britischen Referendum vom 23. 
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Juni 2016, bei dem die Wähler einen Verbleib 
Großbritanniens in der EU abgelehnt haben, 
ein »vielleicht entscheidender Schlag gegen 
die europäische Friedensordnung«23 gelungen 
ist. Großbritannien sei damit zu seiner Rolle 
zurückgekehrt, »die seit dem Wiener Kongress 
1813/14 davon bestimmt war, gegen den Frie-
denswillen kontinentaleuropäischer Staaten 
seine Interessen auf dem Kontinent unter Ein-
schluss von Kriegen durchzusetzen«.24 
Wimmer neigt aus seiner konkreten Erfahrung 
mit der englischen und amerikanischen Politik  
zu einseitigen Urteilen. Zwar ist die Beobach-
tung richtig, dass deren Politik in der Vergan-
genheit immer wieder bewusst Bedingungen 
geschaffen hat, die zu Kriegen führten, die den 
englischen oder amerikanischen Interessen die-
nen sollten. Doch von »Friedenswillen der kon-
tinentaleuropäischen Staaten« zu sprechen, ist 
mit dem Blick auf die europäische Geschichte 
schon ein wenig naiv. Von einem französischen 
oder russischen Friedenswillen kann in der Zeit 
vor dem I. Weltkrieg sicherlich nicht gespro-
chen werden, ebenso wenig von einem deut-
schen. Denn der nationale Wirtschaftsimpera-
lismus, den Deutschland damals entwickelte, 
schuf letzten Endes die Gründe dafür, dass die 
Völker Europas langfristig aneinandergerieten. 
Einher damit ging das Verschlafen seiner geis-
tigen Aufgabe, die das Erstarken rechtsnatio-
naler Kräfte ermöglichte. 
Sicherlich meint Wimmer, dass erst nach dem 
II. Weltkrieg ernsthaft versucht wurde, die euro-
päischen Völker so zu vereinigen, dass sie nicht 
wieder gegeneinander in den Krieg ziehen kön-
nen – auch wenn bei der Bildung der europä-
ischen Gemeinschaftsinstitutionen nicht alles 
optimal gelaufen ist. Mit dem Austritt Englands 
werde, so Wimmer, der Grundkonsens auf-
gekündigt, dass es bei diesem Projekt um die 
Befriedung der Völker geht. Er sollte dann je-
doch besser von einer »Friedensvorstellung der 
kontinentaleuropäischen Völker« sprechen. Die 
Frage wäre, warum diese Vorstellung nicht den 
Willen wirklich befeuern konnte, sondern in 
gewissem Sinne Illusion geblieben ist?
Es ist ein Grundproblem der Europäer, dass sie 
alle Probleme auf der politischen Ebene lösen 

wollen. Es handelt sich hier jedoch um primär 
geistige Probleme, die auch geistig gelöst wer-
den müssen. Indem man die Nationen lediglich 
durch politische Institutionen verbindet, ent-
schärft man nicht wirklich die zwischen ihnen 
bestehenden Gegensätze. Die Konflikte treten 
dann lediglich auf einer höheren Ebene wieder 
auf, nur dass die Ursachen dann noch weniger 
durchschaut werden können. 

Ein Keil zwischen Deutschland und Russland

Hätten die USA die Europäer gewähren lassen, 
so wäre ein wirtschaftlich mächtiger politischer 
Block entstanden, der sich bis an den Ural und 
darüber hinaus ausgedehnt hätte. Die USA 
mussten daher befürchten, dass sie diesem – 
sehr wahrscheinlich bald wieder von Deutsch-
land dominierten Block – auf Dauer nicht das 
Wasser hätten reichen können. Deswegen ha-
ben sie alles unternommen, um die EU und 
Russland auseinanderzuhalten. Wimmer sieht 
das ganz klar. So hatte er im Mai 2000 selbst 
in Bratislava an einer vom amerikanischen Au-
ßenministerium vornehmlich für Regierungs-
chefs sowie Außen- und Verteidigungsminister 
aus Ost- und Mitteleuropa organisierten Kon-
ferenz teilgenommen, in der von Seiten der 
USA deutlich gemacht wurde, dass »eine sich 
von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer quer 
über den Kontinent erstreckende Staatengrup-
pe von seinen westeuropäischen Nachbarn im 
amerikanischen Interesse abgetrennt werden« 
solle.25 Er sieht auch, dass der Ukrainekonflikt 
einzig dazu dient, Russland von Westeuropa 
zu trennen. Aber er fragt sich nicht, warum 
es den USA immer wieder gelingt, die unter-
schiedlichen Interessen der EU-Staaten so für 
sich auszunutzen, dass die Europäer zuletzt 
Dinge beschließen, die ihrem eigenen Interesse 
widersprechen – bis dahin, dass sich 1999 die 
EU-Staaten an dem seiner Auffassung nach von 
den USA inszenierten »völkerrechtswidrigen 
Krieg gegen Jugoslawien« beteiligt haben. 
Der oben schon erwähnte amerikanische Geo-
stratege George Friedman gibt in einem jüngst 
erschienenen Interview einen relativ nüch-
ternen Grund dafür an: Weil die EU als solches 
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für die USA überhaupt keine Realität ist! »Die 
Vereinigten Staaten können überhaupt kein 
Verbündeter der EU sein, weil die EU keine 
gemeinsame Außenpolitik und auch keine ge-
meinsame Verteidigungspolitik verfolgt. Nicht 
einmal eine gemeinsame Wirtschaftspolitik. 
Die USA haben dafür aber hervorragende Be-
ziehungen zu einzelnen Staaten. [...] Wenn die 
Amerikaner nach Europa blicken, dann ist das 
für sie kein Land, sondern eine Landschaft. 
Und wenn es um Politik geht, sitzen unsere An-
sprechpartner nicht in Brüssel, sondern in den 
einzelnen Mitgliedsstaaten.«26 Und im gleichen 
Interview bekräftigt er noch einmal, worum es 
seiner Meinung nach der amerikanischen Poli-
tik in Europa geht: »Natürlich wollen die USA 
einen Keil zwischen Deutschland und Russland 
treiben. Es ist doch eine banale Erkenntnis, 
dass die Vereinigten Staaten ein Problem hät-
ten, wenn deutsche Technologie und russische 
Rohstoffe zueinanderfänden.«27

Wie wird Europa eine Realität?

Wenn Europa von den USA und England ernst 
genommen werden will, dann muss es auch 
dafür sorgen, dass es eine ernst zu nehmende 
Realität wird. Dazu müssen die Europäer aber 

lernen, Geistesleben und Rechtsleben deutlich 
zu trennen. Denn das Geistesleben kann nur 
dann das Rechtsleben wirksam befruchten, 
wenn es sich nicht selbst als Sonderinteresse 
innerhalb der Institutionen des Rechtslebens 
machtmäßig geltend macht. Das aber passiert 
permanent in den EU-Institutionen. Würde 
in Europa ein Bewusstsein für die Bedeutung 
eines freien Geisteslebens erstarken und an 
dessen Verwirklichung ernsthaft gearbeitet, 
dann würde es zwar keine politische Groß-
macht, jedoch eine geistig-moralische Macht, 
an der weder die USA noch Russland vorbeige-
hen könnten. Die europäischen Staaten hätten 
es dann nicht nötig, sich immer mehr einheit-
lichen Rechtsnormen zu unterwerfen, die aber 
den konkreten Gegebenheiten vor Ort nicht 
angemessen sind und deshalb permanent un-
terlaufen werden, sondern das Recht könnte 
sich entsprechend dem Rechtsempfinden der 
Menschen, die in den verschiedenen Regionen 
leben, ausdifferenzieren.  
Die Enttäuschung über die Politik der USA hat 
bewirkt, dass Willy Wimmer sich immer mehr 
nach Russland orientiert hat. Das ist insofern 
nachvollziehbar, als er dort Gesprächspartner 
gefunden hat, deren Friedenswille und Wille 
zur verbindlichen Zusammenarbeit ihm we-
sentlich ernsthafter erscheint als bei seinen 
ehemaligen Freunden aus den USA. Doch auch 
die russische Politik, insbesondere die von Wla-
dimir Putin ist durch eine enge Verbindung von 
Geistesleben und Rechtsleben bestimmt. Putin 
hat im Deutschen Bundestag am 25. Septem-
ber 2001 in deutscher Sprache eine viel beach-
tete Rede gehalten, bei der er die Verbindung 
von deutschem und russischem Geistesleben 
betonte. Aber er hat es als Politiker getan. Er 
wollte diese geistige Verbindung nutzen, um 
eine vorteilhafte politische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu erreichen. Bei allem Ver-
ständnis für die sicherheitspolitischen Inte-
ressen und Ängste, die in Russland durch das 
Vorrücken der NATO bis auf die Linien, auf de-
nen einst die deutsche Wehrmacht stand, ent-
stehen müssen, darf nicht übersehen werden, 
dass Putin ein autokratisches Regierungssystem 
geschaffen hat, das jeden geistigen Impuls un-

Willy Wimmer (links) mit Wladimir Putin
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terdrücken wird, der seine Macht gefährden 
könnte. Doch auch in den USA sieht es nicht 
viel besser aus. Wenn selbst Jimmy Carter, 
der 39. Präsident der Vereinigten Staaten, im 
Hinblick auf eine Entscheidung des Supreme 
Court, welche unbegrenzte Spendengelder in 
der Politik als Ausdruck der freien Meinungs-
äußerung legitimierte, feststellt, dass sich die 
USA in eine »Oligarchie mit grenzenloser po-
litischer Bestechlichkeit« verwandelt haben28, 
dann zeigt dies nur zu deutlich, wie dieses 
Land durch geistige Sonderinteressen bestimmt 
wird, die das Rechtssystem okkupiert haben. 
Und auch der Katholizismus führt, wenn er 
politisch wirksam werden will, immer wieder 
zu einer falschen Verschmelzung von geistigen 
Impulsen und staatlichen Machtmitteln. 
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